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Der Landtag wolle beschließen: 
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Rahmen des Grundvermögens bei der Grundsteuer des Landes Sachsen-Anhalt (Grundsteu-
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Entwurf 
 

Gesetz über die Einführung einer optionalen Festsetzung differenzierender Hebesätze 

im Rahmen des Grundvermögens bei der Grundsteuer des Landes Sachsen-Anhalt 

(Grundsteuerhebesatzgesetz Sachsen-Anhalt - GrStHsG LSA). 

 

 

§ 1 

Festsetzung des Hebesatzes 

 

(1) Abweichend von § 25 Abs. 4 des Grundsteuergesetzes in der am 1. Januar 2025 gelten-

den Fassung muss der Hebesatz vorbehaltlich des § 25 Abs. 5 des Grundsteuergesetzes in 

der am 1. Januar 2025 geltenden Fassung jeweils einheitlich sein. 

 

1. für die in einer Gemeinde liegenden Betriebe der Land- und Forstwirtschaft, 
 
2. für die in einer Gemeinde liegenden unbebauten Grundstücke nach § 247 des Bewer-

tungsgesetzes und für die in einer Gemeinde liegenden bebauten Grundstücke, die ge-
mäß § 250 Abs. 3 des Bewertungsgesetzes im Sachwertverfahren zu bewerten sind 
(Nichtwohngrundstücke) sowie 

 
3. für die in einer Gemeinde liegenden bebauten Grundstücke, die gemäß § 250 Abs. 2 des 

Bewertungsgesetzes im Ertragswertverfahren zu bewerten sind (Wohngrundstücke). 
 

Der einheitliche Hebesatz für die unter Satz 1 Nr. 2 fallenden Grundstücke darf nicht niedri-

ger sein als der einheitliche Hebesatz für die unter Satz 1 Nr. 3 fallenden Grundstücke. Die 

Gemeinde kann für die in Satz 1 Nrn. 2 und 3 genannten Grundstücke einen zusammenge-

fassten Hebesatz in identischer Höhe festsetzen. Werden Gemeindegebiete geändert, so 

kann die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle für die von der Änderung be-

troffenen Gebietsteile für eine bestimmte Zeit verschiedene Hebesätze zulassen. 

 

(2) Hat eine Gemeinde die Grundstücksgruppe baureifer Grundstücke bestimmt und für die 

Grundstücksgruppe der baureifen Grundstücke einen gesonderten Hebesatz festgesetzt, 

muss dieser Hebesatz für alle in der Gemeinde oder dem Gemeindeteil liegenden baureifen 

Grundstücke einheitlich und abweichend von § 25 Abs. 5 Satz 9 des Grundsteuergesetzes in 

der am 1. Januar 2025 geltenden Fassung höher als die Hebesätze für die in einer Gemeinde 

liegenden Nichtwohn- und Wohngrundstücke sein. 

 

 

§ 2 

Anwendungsvorschrift 

 

Dieses Gesetz ist erstmals ab dem 1. Januar 2025 anzuwenden. 
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§ 3 

Inkrafttreten 

 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

 

Allgemeiner Teil 

 

Mit dem Grundsteuerhebesatzgesetz Sachsen-Anhalt (GrStHsG LSA) wird von der den Län-

dern infolge der Änderung von Artikel 105 Abs. 2 des Grundgesetzes sowie Artikel 72 Abs. 3 

Satz 1 Nr. 7 und Artikel 125b Abs. 3 des Grundgesetzes eingeräumten umfassenden Befugnis 

zur teilweisen Schaffung abweichender landesrechtlicher Regelungen für die Bewertung des 

Grundvermögens für Zwecke der Grundsteuer ab dem 1. Januar 2025 Gebrauch gemacht. 

Die Befugnis schließt auch die Ausgestaltung der Erhebungsmöglichkeiten mit ein. Die Mög-

lichkeit, landesrechtliche Regelungen für die Grundsteuer erlassen zu dürfen, wird punktuell 

durch die Schaffung einer Option zu differenzierenden Hebesätzen im Grundvermögen ab-

weichend von § 25 Abs. 4 des Grundsteuergesetzes (GrStG) genutzt. 

 

Durch die vorgesehene Änderung bleibt das Bewertungs- und Grundsteuergesetz in seiner 

Grundstruktur erhalten. Beim Grundvermögen wird lediglich die Bildung verschiedener He-

besätze zugelassen. Die Kommunen erlangen die Möglichkeit der Differenzierung der He-

besätze zwischen Wohn- und Nichtwohngrundstücken. Eine Verpflichtung der Kommunen, 

unterschiedliche Hebesätze festzusetzen, besteht dabei nicht. Vielmehr können die Kommu-

nen in Abhängigkeit von den räumlich-strukturellen Verhältnissen in ihrer Region auch einen 

einheitlichen Hebesatz festsetzen und damit das bisherige Recht unverändert fortführen. 

Damit wird für die Kommunen eine Möglichkeit geschaffen, die Verteilung der Steuerlast in 

eigener Verantwortung und individuell zu steuern. Die Kommunen können zielgenau auf die 

individuellen Verhältnisse der Region reagieren. 

 

Durch die ergänzende Neuregelung wird das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen, wozu 

gerade auch die Ausgestaltung der Steuerquellen gehört, gestärkt. Die Hebesätze für die 

Grundsteuer werden von den Kommunen selbst festgesetzt. Das Land hat insoweit keine 

Einwirkungsmöglichkeit auf einzelne Kommunen. Die Gründe, aus denen eine Hebesatzan-

passung erfolgt, können verschiedener Natur sein und müssen nicht zwingend nur eine Folge 

der Grundsteuerreform sein. Die Kommunen müssen bei abweichenden Hebesätzen jedoch 

künftig darlegen, aus welchen Gründen sie für Wohngrundstücke andere Hebesätze festset-

zen als für Nichtwohngrundstücke, um die verfassungsrechtlichen Grenzen einer unter-

schiedlichen Behandlung nachvollziehbar zu begründen (Willkürverbot). 

 

Rechtfertigungsgrund für eine Differenzierung zugunsten von Wohngrundstücken kann bei-

spielsweise die Förderung des Wohnens, als ein hohes soziales Gut sein. Ebenso sind andere 

Lenkungsziele denkbar, wie etwa die Förderung von Nichtwohngrundstücken in entspre-

chend strukturschwachen Gebieten; die Förderung reicht nur soweit, wie kein unverhältnis-

mäßiger Steuerwettbewerb stattfindet. 
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Die Rechtfertigungsgründe müssen umso deutlicher dargelegt werden, je größer die Abwei-

chung der Hebesätze voneinander ist. Unabhängig vom Rechtfertigungsgrund darf die Ab-

weichung zwischen den Hebesätzen jedoch nicht unverhältnismäßig groß sein. Die Kommu-

nen haben darauf zu achten, dass der Hebesatz für eine Gruppe von Grundstücksarten nicht 

zulasten einer anderen besonders unverhältnismäßig hoch festgesetzt wird, damit die Eigen-

tümerinnen und Eigentümer der anderen Grundstücksarten nicht über Gebühr stark entlas-

tet werden. Die Grundsteuerbelastung darf zudem für keine der Eigentümerinnen und Ei-

gentümer einer Grundstücksart eine erdrosselnde Wirkung haben. 

 

Im Ergebnis steht den Kommunen künftig ein Lenkungsinstrument zur Verfügung, das in der 

Verantwortung der Kommunen unter Berücksichtigung der verfassungsrechtlichen Grenzen 

im Rahmen ihrer Beschlüsse über die Höhe der Hebesätze ausgeübt werden muss. 

 

Die Grundsteuer ist eine kommunale Steuer. Sie wird durch die Kommune erhoben und ver-

bleibt in der Kommune. Sie ist damit ein zentraler Baustein der kommunalen Selbstverwal-

tung und eine Grundlage für die souveräne Gestaltungskraft der Städte und Gemeinden. Die 

mit dem Gesetz eingeführte Option differenzierender Hebesätze für Wohn- und Nichtwohn-

grundstücke bietet Kommunen neuen Freiraum bei der Ausschöpfung der ihnen zur Verfü-

gung stehenden Steuerquellen. 

 

Die Möglichkeit, optional differenzierende Hebesätze in der Kommune festsetzen zu können, 

ist im Übrigen nicht neu. Das Bundesmodell sieht diese Möglichkeit seit dem 1. Januar 2025 

vor. Danach ermöglicht § 25 Abs. 5 GrStG optional innerhalb der Vermögensart des Grund-

vermögens einen gesonderten Hebesatz zur Baulandmobilisierung (Grundsteuer C) festzu-

setzen. Auch hier hat der Bundesgesetzgeber die Regelung als Option und nicht als Verpflich-

tung ausgearbeitet. 

 

Mit der neu eingeführten Möglichkeit zur Differenzierung der Hebesätze erhalten die Kom-

munen das Instrument, mit dem den räumlich-strukturell unterschiedlichen Verhältnissen 

der Region Rechnung getragen werden kann. Damit kommt die dreistufige Grundsteuerform 

zum 1. Januar 2025 erst vollständig zum Abschluss. 

 

1. Stufe 

Auf der ersten Stufe sind im in Sachsen-Anhalt geltenden Bundesmodell wertabhängige Be-

messungsgrundlagen festzustellen. Sie bilden die Relationen der Grundstücke zueinander zu-

treffend ab, wobei dem Gesetzgeber nach der verfassungsrechtlichen Vorgabe bei der 

Grundsteuer eine umfangreiche Typisierungsbefugnis zugestanden wurde. 

 

2. Stufe 

Auf der zweiten Stufe erfolgt eine Multiplikation des Grundsteuerwerts mit der jeweiligen 

Grundsteuermesszahl. Mit der Festlegung der Grundsteuermesszahlen kann eine unter-

schiedliche Belastung der verschiedenen Grundstücksarten im Verhältnis zueinander herge-
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stellt werden. Die Grundsteuermesszahlen wirken dabei nur landeseinheitlich. Eine Differen-

zierung, die den regional strukturellen Unterschieden Rechnung tragen kann, ist nicht mög-

lich. 

 

3. Stufe 

Auf der dritten Stufe entscheidet die Kommune durch die Festsetzung der Hebesätze über 

die endgültige Steuerbelastung in der Region. Diese Unterschiedlichkeiten können nicht 

durch die Grundsteuermesszahlen beseitigt werden, da sie landeseinheitlich wirken. Viel-

mehr kommt als Steuerungsinstrument nur eine regional flexible Hebesatzdifferenzierung in 

Betracht, die optional in der Verantwortung der Kommunen ausgeübt werden kann. 

 

Diese finale Belastungsentscheidung kann nur die Kommune treffen, wenn sie auch darüber 

entscheiden kann, in welchem Verhältnis die Grundstücksarten zueinander belastet werden 

sollen. Es ist nicht erforderlich, für jede einzelne Grundstücksart gesonderte Hebesätze vor-

zusehen. Vielmehr reicht es aus, die in unterschiedlichen Bewertungsverfahren erfassten 

Grundstücke mit unterschiedlichen Hebesätzen zu belasten. 

 

Das bedeutet, dass die Kommune jeweils einheitliche, aber voneinander abweichende He-

besätze einerseits für im Ertragswertverfahren bewertete Grundstücke („Wohngrundstü-

cke“) und andererseits für im Sachwertverfahren bewertete Grundstücke und unbebaute 

Grundstücke festsetzen kann. Eine weitere Differenzierung zwischen im Sachwertverfahren 

bewerteten Grundstücken und unbebauten Grundstücken wird nicht vorgenommen. Damit 

folgt das Grundsteuerhebesatzgesetz Sachsen-Anhalt den bisherigen Strukturen im Grund-

steuergesetz. Im Rahmen der Grundsteuermesszahl wurden die Grundstücke, die im Sach-

wertverfahren zu bewerten sind und die unbebauten Grundstücke ebenfalls gleichbehan-

delt, in dem für diese eine einheitliche Messzahl festgelegt worden ist. Außerdem dient die-

ses Gesetz dazu, den Kommunen die Möglichkeit zu verschaffen, mögliche Mehrbelastungen 

für Wohngrundstücke abzumildern und das hohe soziale Gut des Wohnens zu fördern. Die 

Grundstücksarten, bei denen das Wohnen nicht im Vordergrund steht bzw. die den Bereich 

des Wohnens nicht abdecken, werden daher unter dem Begriff „Nichtwohngrundstücke“ zu-

sammengefasst. Darüber hinaus besteht für unbebaute baureife Grundstücke bereits eine 

besondere Regelung in § 25 Abs. 5 GrStG. 

 

Im Einzelnen: 

 

Zu § 1 (Festsetzung des Hebesatzes): 

Zu § 1 Abs. 1 Satz 1: 

Die Vorschrift regelt, dass der Hebesatz für den in einer Gemeinde liegenden Grundbesitz 

jeweils einheitlich sein muss für 

 Betriebe der Land- und Forstwirtschaft, 

 Wohngrundstücke und 

 Nichtwohngrundstücke. 
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Die insoweit vorgesehene Option zur Differenzierung der Hebesätze folgt der Unterschei-

dung der Grundsteuermesszahlen im Bundesmodell. 

 

Zu § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1: 

Die Vorschrift regelt die Einheitlichkeit des Hebesatzes für die in einer Gemeinde liegenden 

Betriebe der Land- und Forstwirtschaft. 

 

Zu § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2: 

Die Vorschrift regelt die Einheitlichkeit des Hebesatzes für die in einer Gemeinde liegenden 

unbebauten Grundstücke (§ 247 des Bewertungsgesetzes) und bebauten Grundstücke, die 

gemäß § 250 Abs. 3 des Bewertungsgesetzes im Sachwertverfahren zu bewerten sind 

(Nichtwohngrundstücke). 

 

Für die unbebauten Grundstücke gilt derselbe Hebesatz, der für die im Sachwertverfahren zu 

bewertenden Grundstücke festgesetzt wird. Für die unbebauten Grundstücke wird keine Op-

tion für einen gesonderten Hebesatz eingeführt, weil im Bundesmodell bereits eine Option 

für baureife Grundstücke ab dem Jahr 2025 vorgesehen ist. Nach Maßgabe des § 25 Abs. 5 

GrStG kann die Kommune insoweit zur Baulandmobilisierung einen gesonderten (höheren) 

Hebesatz festsetzen (Grundsteuer C). Diese im Bundesmodell vorgesehene Option soll in 

Sachsen-Anhalt nicht durch die Einführung einer weiteren Differenzierungsmöglichkeit für 

den Hebesatz von unbebauten Grundstücken ausgehebelt werden. 

 

Zu § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3: 

Die Vorschrift regelt die Einheitlichkeit des Hebesatzes für die in einer Gemeinde liegenden 

bebauten Grundstücke, die gemäß § 250 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes im Ertragswertver-

fahren zu bewerten sind (Wohngrundstücke). 

 

Zu § 1 Abs. 1 Satz 2: 

Mit dieser Regelung wird sichergestellt, dass der Hebesatz für Nichtwohngrundstücke nicht 

geringer sein darf als der Hebesatz für die Wohngrundstücke. 

 

Zu § 1 Abs. 1 Satz 3: 

Dieser Satz entspricht der Regelung in § 25 Abs. 4 Satz 1 GrStG. 

 

Zu § 1 Abs. 1 Satz 4: 

Dieser Satz entspricht der Regelung in § 25 Abs. 4 Satz 2 GrStG. 

 

Zu § 1 Abs. 2: 

Die Formulierung des § 25 Abs. 5 Satz 9 GrStG passt nicht zur Regelung des § 1 Abs. 1 Satz 1 

Nrn. 2 und 3 GrStHsG LSA. Damit der Regelungsinhalt des § 25 Abs. 5 Satz 9 GrStG auch wei-

terhin anwendbar ist, wenn die Kommune sich für eine Differenzierung der Hebesätze ent-

scheidet, ist diese Regelung für Sachsen-Anhalt entsprechend anzupassen. 
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Zu § 2 (Anwendungsvorschrift): 

Diese Vorschrift regelt den erstmaligen Anwendungszeitpunkt des Gesetzes. Die Anwendung 

erfolgt erstmals ab dem 1. Januar 2025 und dementsprechend zeitgleich mit dem ersten 

Wirksamwerden des reformierten Grundsteuergesetzes. 

 

Zu § 3 (Inkrafttreten): 

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes. 


